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Änderung der Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Versorgung 
mit Wasser 


A. Problem 

Wegen des zunehmenden Verbrauchs von Wasser bei sich 
nicht verändernden Ressourcen soll die Beschaffung von Was- 
ser gesichert werden. Bei der Nutzung von mehr Wasser ent- 
stehen auch mehr Abwässer, die zu einer Umweltbelastung 
führen. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrags. 

Das von den Antragstellern vorgeschlagene System von An- 
reizen zur Einsparung von Wasser erscheint zur Erreichung 
des Ziels nicht als geeignet. Es führt zu sozial nicht vertretba- 
ren Kosten, zumindest sind diese nicht kalkulierbar. Die gel- 
tenden AVBWasser reichen mit den vorhandenen und weiter 
verbesserten verbrauchssparenden Technologien aus, das mit 
dem Antrag verfolgte Ziel zu realisieren. 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß 


C. Alternativen 

Die Minderheit der Antragsteller besteht auf Annahme des 
Antrags. 

D. Kosten 

entfallen 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN — Drucksache 10/2201 — abzulehnen. 
Bonn, den 28. Februar 1985 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Unland Dr. Lippold 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Dr. üppold 


Der Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN wurde in 
der 101. Sitzung der 10. Wahlperiode des Deutschen 
Bundestages am 15. November 1984 zur federfüh- 
renden Beratung an den Ausschuß für Wirtschaft 
und zur Mitberatung an den Ausschuß für Jugend, 
Familie und Gesundheit überwiesen. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
hat in seiner Sitzung am 27. Februar 1985 dem fe- 
derführenden Ausschuß mit der Mehrheit der Stim- 
men der Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen 
die Stimme des Mitglieds der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN bei sieben Stimmenthaltungen empfohlen, 
den Antrag — Drucksache 10/2201 — abzulehnen. 

Durch den Antrag soll die Bundesregierung auf- 
gefordert werden, die Verordnung über Allge- 
meine Bedingungen für die Versorgung mit Wasser 
(AVBWasserV) vom 26. Juni 1980 (BGBl. I S. 750, 
1067) zu ändern. 

Nach der Begründung soll mit dem Antrag das Ziel 
verfolgt werden, künftig mit Trinkwasser sparsam 
und rationell umzugehen. Außerdem soll der Ver- 
braucherschutz gegenüber den Versorgungsunter- 
nehmen gestärkt werden. Weiterer Inhalt des An- 
trags ist, ein verbindliches Tarifkonzept vorzu- 
schreiben, das die Kalkulationsgrundlagen transpa- 
rent macht. 

Gefordert wird darüber hinaus eine intensivere 
Verbraucheraufklärung durch die Wasserversor- 
gungsunternehmen. Diese soll sich auch auf ver- 
brauchsmindernde Installationsmaßnahmen, Mög- 
lichkeiten des sinnvollen Wassersparens usw. er- 
strecken. Mittelfristig sollten daher alle Wohnein- 
heiten einen eigenen Wasserzähler erhalten. Der 
Wasserpreis soll gestaffelt (progressiv) nach minde- 
stens drei Zonen kalkuliert werden. Sondertarife 
für Großverbraucher sollen dementsprechend ent- 
fallen. 

Außerdem soll in bestimmten Fällen der Anschluß- 
und Benutzungszwang aufgehoben werden, um die 
Möglichkeit zu geben, eigene kleinere Brunnen zur 
Wasserentnahme zu nutzen. 

Begründet wird der Antrag auch mit den gravieren- 
den Auswirkungen, die durch den hohen Verbrauch 


von Wasser in Ballungsgebieten entstünden und die 
sich vor allem auf die Wassereinzugsgebiete bei 
Fernwasserversorgung auswirkten. 

In der Diskussion im Ausschuß für Wirtschaft am 
28. Februar 1985 wurden die AVBWasser als ein 
brauchbares Instrument bezeichnet, um auch die 
von den Antragstellern verfolgten Ziele herbeizu- 
führen. Sowohl die Fernwasserversorgung wie das 
aufgebaute Verbundsystem dienten dem Ausgleich 
der Mängel. Darüber hinaus bestünden Sparsyste- 
me, vor allem bei der Industrie, die weitgehend zu 
einer Kreislaufführung des Wassers übergegangen 
und nunmehr nicht mehr der größte Wasserver- 
braucher sei. Die Industrie habe verbrauchsspa- 
rende Technologien (wassersparende Armaturen) 
entwickelt. Die Ergebnisse bei der Materialwirt- 
schaft, der Meß- und Regeltechnik, der Aufberei- 
tungstechnologie und der Gesamtkonzeption der 
Wasserversorgung seien nach dem gegenwärtigen 
Stand nicht zu übertreffen. 

Eine Erweiterung der Möglichkeiten der Eigenge- 
winnung könne zwar in Betracht gezogen werden, 
jedoch nicht in der durch die Antragsteller gefor- 
derten Form, nach der der Anschluß- und Benut- 
zungszwang allein vom Willen der Betroffenen ab- 
hängig sei. Hier müsse genauer differenziert wer- 
den. In Einzelfällen erscheine darüber hinaus die 
Zulassung der Nutzung eigener Brunnen sowohl 
aus hygienischen wie aus wirtschaftlichen Gründen 
möglicherweise nicht als vertretbar. Hierdurch und 
durch weitere Vorschläge würde die Kalkulations- 
freiheit der Wasserversorgungsunternehmen einge- 
schränkt. Diese müßten unter anderem Rückstel- 
lungen für Innovationen vornehmen. 

Der Einbau von Wasserzählern für jeden einzelnen 
Haushalt erfordere unvertretbar hohe Kosten. An- 
dere im Antrag genannte Vorschläge führten zu ei- 
nem nicht kalkulierbaren hohen Aufwand. 

Durch die bewährte Regelung der AVBWasser in 
der Partnerschaft Wasserversorgungsunterneh- 
men/Installateur/Endabnehmer seien die Ziele er- 
folgreicher abzudecken als mit den in dem Antrag 
genannten Vorschlägen, die im übrigen den Ge- 
sundheitsschutz beim Verbrauch von Wasser nicht 
genügend berücksichtigten. 


Bonn, den 28. Februar 1985 


Dr. Lippold 

Berichterstatter 
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